
Was wir von der Wahl 
zu erwarten haben

- Von Paul Gerber -

Wenige Wochen vor der 
Bundestagswahl ist der 

Wahlkampf immer noch nicht 
so recht in Fahrt gekommen. 
Die drei Kanzlerkandidat:innen 
scheinen mehr darauf zu hoffen, 
dass sich ihre Konkurrenz selbst 
durch unpassendes Lachen und 
Versprecher (Laschet) oder 
Skandale um abgeschriebene 
Buchstellen (Baerbock) ins Aus 
schießt, statt aktiv die politische 
Auseinandersetzung zu suchen.

Selbst das Debakel Afgha-
nistankrieg kann nicht so recht 
ausgeschlachtet werden, immer-

hin haben alle Parteien mit ernst-
haften Regierungsambitionen zu 
diesem Krieg und dieser Nieder-
lage beigetragen: SPD und Grüne 
haben ihn vor 20 Jahren beschlos-
sen; CDU und FPD haben ihn wei-
tergeführt.

Das ist nur ein Beispiel dafür, 
dass sich die Parteien, mit Hoff-
nungen auf einen Platz auf der 
Regierungsbank, in ihren Zielen 
so unähnlich gar nicht sind. Viel-
mehr haben gerade die Grünen in 
den letzten Jahren – besonders in 
der Corona-Pandemie – getan was 
sie konnten, um die Reibungsflä-

che mit den beiden jetzigen Regie-
rungsparteien zu minimieren. 

So haben sie sich demonstra-
tiv hinter die Regierung gestellt 
und auch in anderen Punkten wie 
der Anschaffung von bewaffneten 
Drohnen ihre Gesprächsbereit-
schaft gezeigt. 

Auch der Bund der Deutschen 
Industrie (der wohl mächtigste 
Kapitalverband Deutschlands) 
zeigt sich zufrieden mit den Grü-
nen und verkündete Mitte August, 
diese sogar lieber in der Bundes-
regierung sehen zu wollen als die 
SPD. 
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schon lange bevor Bundeswehr 
oder Taliban in Afghanistan eine 
große Rolle gespielt haben. Die 
Bundeswehr aber hat deutsche au-
ßenpolitische Interessen vertreten. 
Dass der Kampf für Demokratie, 
Freiheit und Gleichberechtigung 
der Geschlechter nur ein Werbe-
vorwand für diesen Auslandsein-
satz war, ist spätestens daran zu er-
kennen, dass die aktuelle Situation 
vorhersehbar war und billigend in 
Kauf genommen wurde. 

Für die Befreiung 
aller Geschlechter: 
Konsequent gegen 

jede Besatzung!
Die Rechte und Freiheit von 

Frauen und Mädchen in Afgha-
nistan zu schützen, kann also nie 
heißen, zu fordern, dass eine impe-
rialistische Besatzung fortgeführt 
wird. Was dann?

 

Der erste Tag diesen Monats ist der 
Antikriegstag. Der geht auf den 
Überfall Deutschlands auf Polen 
im Jahr 1939 zurück. Auch dieses 
Datum hat eine geschlechterpo-
litische Dimension: Zwar gab es 
für die faschistischen, deutschen 
Besatzer ein Umgangsverbot mit 
Pol:innen. Doch die Soldat:in-
nen nutzten sexualisierte Gewalt 
als Kriegswaffe und so kam es zu 
zahllosen Vergewaltigungen. Die 
Wehrmacht bahnte sogar erzwun-
genen Ehen einen legalen Weg, 
indem sie manche Polinnen als 
„angehende Volksdeutsche“ aner-
kannte. 

Die Geschichte des Tages zeigt 
uns: Kriege entstehen nicht zufäl-
lig. Kriege haben nichts mit „unzi-
vilisierten“ Gesellschaften zu tun, 
wie es die Apelle an die „zivilisier-
te Welt“, nun einzugreifen, klingen 
lassen. Kriege und Unterdrückung 
sind naturgemäßer Bestandteil ei-

ner imperialistischen Welt, die auf 
Ausbeutung und Unterdrückung 
aufgebaut ist.

Internationale Frauensolidarität 
nun zu leben, bedeutet daher, sich 
den zahlreichen wütenden Pro-
testen anzuschließen und für eine 
selbstbestimmte Zukunft in Afg-
hanistan jenseits von imperialisti-
scher Besatzung und reaktionärer 
Taliban einzustehen, sowie die von 
dort Flüchtenden aufzunehmen. 
Grenzenlose Frauensolidarität be-
deutet auch, sich davon zu ver-
abschieden, jeden Krieg und jede 
Krise allein als eine bedauerns-
werte Entwicklung wahzunehmen. 
Denn von immer wiederkehrenden 
Krisen und Kriegen werden Frauen 
und Mädchen immer in besonde-
rem Maß betroffen sein - interna-
tionale Frauensolidarität ist eine 
konsequente Haltung gegen Impe-
rialismus und Krieg. 
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Warum Wahlen 
nichts ändern ...
In Deutschland wie in jedem 

anderen kapitalistischen Land ist 
die Freiheit der Unternehmer:in-
nen ein hohes Gut, das sogar in 
der Verfassung zu finden ist. Sie 
besagt, dass der Staat in die Hand-
lungsfreiheit der Unternehmer:in-
nen, wenn überhaupt, nur sehr ein-
geschränkt eingreifen darf. 

Abgesehen davon, dass die 
zur Wahl stehenden Parteien al-
lesamt fest auf den Kapitalismus 
eingeschworen sind, ist die Wahl 
gar nicht darauf ausgelegt den 
wichtigsten Teil der Gesellschaft 
zu beeinflussen: Die Produktion 
der Güter, die wir in diesem Land 
brauchen.

Unter diesen Umständen sind 
die Kapitalist:innen grundsätzlich 
immer in einer enormen Machtpo-
sition. Konsequenterweise hat jede 
Regierung die gewählt werden 
kann den Anspruch, bestmögliche 
Rahmenbedingungen für die Ent-
faltung der unternehmerischen Tä-
tigkeiten in Deutschland zu schaf-

fen. 
Es steht also gar nicht zur De-

batte, die Kapitalist:innen ernsthaft 
einzuschränken. Stattdessen ist das 
Konzept der neuen Bundesregie-
rung schon jetzt im Groben klar – 
egal welche Parteien sie bilden: 

Offensivere Außenpolitik, 
Aufrüstung der Bundeswehr, 
Ausweitung staatlicher Überwa-
chungsbefugnisse, Kürzungen 
im Sozialstaat (z.B. Rente mit 68 
oder gar 70), Digitalisierung und 
der mit Milliarden subventionier-
te Umbau der deutschen Industrie 
(„Green New Deal“).

... aber wir etwas 
ändern können!

Alle sozialen Errungenschaf-
ten, von denen viele von uns bis 
heute profitieren, wurden nicht 
etwa eingeführt, weil eine be-
stimmte Regierung bei den Wahlen 
gewonnen hatte, sondern als Re-
aktion der Herrschenden auf eine 
stärker werdende Arbeiter:innen-
bewegung oder massive Proteste. 

Die grundlegenden Sozialge-
setze wie Kranken-, Unfall- und 
Rentenversicherung wurden bei-

spielsweise von der erzkonser-
vativen Bismarck-Regierung 
eingeführt, um der Arbeiter:in-
nenbewegung den Wind aus den 
Segeln zu nehmen. Die Arbeitslo-
senversicherung folgte unmittelbar 
auf die Novemberrevolution 1918 
in Deutschland und auch Reform-
versuche im Bildungsbereich wie 
Ende der 2000er-Jahre wurden erst 
zurückgenommen nachdem es zu 
Protesten von hunderttausenden 
Schüler:innen und Studierenden 
gekommen war.

Auch wenn also nicht klar ist, 
welche der Parteien nach diesem 
Wahl“kampf“ ins Bundeskanz-
leramt stolpert, klar ist folgendes: 
Jede politische Reform, die uns 
unser Leben auch nur marginal er-
leichtert, wird es nur geben, wenn 
wir sie auf den Straßen und in den 
Betrieben erkämpfen. 

Andersherum ist sicher wie 
das Armen in der Kirche, dass die 
neue Regierung den Kurs der alten 
fortsetzen wird: Abwälzung der 
Krise auf den Rücken der Arbei-
ter:innen, Politik im Interesse der 
großen Unternehmen – zumindest 
wenn wir sie nicht stoppen..
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Solidarität mit  
den Mädchen und  

Frauen in Afghanistan!
- Von Olga Wolf -

Jeder Krieg betrifft Frauen 
in besonderer Weise. Nicht 

selten werden Frauen und Mäd-
chen gezielt angegriffen, um 
die Bevölkerung zu brechen. 
Kanzlerkandidat Laschet for-
dert, 2015 (das Jahr, in dem 
Deutschland das Menschenrecht 
auf Asyl von rund 890.000 Men-
schen vorerst respektierte) dürfe 
sich nicht wiederholen. 

Währenddessen fürchten Frau-
en und Mädchen in Afghanistan, 
dass 1996 sich wiederholt: Kein 
Recht auf Bildung, Erwerbstätig-
keit und politische Teilhabe, statt-
dessen patriarchale Bevormun-
dung und Rechtlosigkeit. Und auch 
das hat die deutsche Bundesregie-
rung mitzuverantworten, denn was 

gerade in Afghanistan passiert, ist 
auch die Folge von mehr als zwei 
Jahrzehnten imperialistischer Be-
satzung. 

Soll die  
Bundeswehr die  

Frauen schützen?
Die Debatte darum, wieviele 

Flüchtende die BRD aufnimmt und 
ob Frauen und Kinder zuerst, bie-
tet den politisch Verantwortlichen 
in Deutschland die Möglichkeit, 
ihre Hände rein zu waschen. Statt 
dafür zur Rechenschaft gezogen 
zu werden, jahrelang die aktuelle 
Situation erst ermöglicht zu haben, 
können Parteien im Wahlkampf 
Slogans wie „unbürokratische Er-

stregistrierung“ für sich nutzen. 
Auch an anderer Stelle werden 

Tatsachen verdreht, etwa wenn es 
selbst in linken Aufrufen heißt: 
Der plötzliche Abzug der Truppen 
habe den Vormarsch der Taliban 
ermöglicht. Die Bundesrepublik 
habe mit dieser Entscheidung hart 
erarbeitet Fortschritte zunichte ge-
macht. 

Tatsächlich sind für die Bun-
desregierung andere Schauplätze 
der imperialistischen Auseinan-
dersetzung schlicht interessanter 
geworden. So hat die Bundeswehr 
nicht zwei Jahrzehnte lang für die 
Rechte von Frauen gekämpft, be-
vor sie verantwortungslos abge-
hauen sind. Gekämpft haben muti-
ge Afghaninnen selbst, im übrigen 
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